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§ 6
(1) Bautechnische Typenentwürfe können vom Mini­

sterium für Aufbau im Einvernehmen mit dem Beirat 
für Bauwesen für verbindlich erklärt werden. Die Ver- 
bindlidierklärung hat für mehrere Jahre zu erfolgen.

(2) Die Verkündung für verbindlich erklärter bau­
technischer Entwürfe erfolgt unter Angabe der Bezugs­
möglichkeit im Gesetzblatt der Deutschen Demokrati­
schen Republik.

§ 7
Sind bautechnische Entwürfe nach § 6 dieser Anord­

nung durch das Ministerium für Aufbau oder auf 
Grund der Verordnung vom 17. März 1955 über die 
Bildung eines Beirates für Bauwesen beim Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik (GBl. I S. 249) 
vom Beirat für Bauwesen für verbindlich erklärt wor­
den, so ist damit zugleich die generelle bauaufsichtliche 
Genehmigung erteilt. Für die Überprüfung zusätzlicher 
Entwurfsleistungen zur örtlichen Anpassung des Bau­
vorhabens sind die örtlichen Organe der Staatlichen 
Bauaufsicht (Gütekontrolle) zuständig.

§ 8
(1) Alle Projektanten baulicher Vorhaben sind zur 

Anwendung bautechnischer Typenentwürfe, die vom 
Ministerium für Aufbau für verbindlich erklärt worden 
sind, verpflichtet. Die Einhaltung dieser Verpflichtung 
unterliegt der Nachprüfung durch die Staatliche Bau­
aufsicht.

(2) Auf begründeten Antrag kann das Ministerium 
für Aufbau ganz oder teilweise Befreiung von der An­
wendungspflicht erteilen. Der Antrag ist über den Rat 
des Bezirkes mit den Stellungnahmen der zuständigen 
Haupt- oder Chefarchitekten sowie der Abteilung Auf­
bau vorzulegen. Die zentralgeleiteten Entwurfsbüros 
des Ministeriums für Aufbau reichen den Antrag un­
mittelbar an das Ministerium für Aufbau ein.

§ 9
Diese Anordnung tritt mit ihrer Verkündung in 

Kraft.
Berlin, den 15. November 1955

Ministerium für Aufbau
I.V.: Ko sei 

____________________ Staatssekretär

Anordnung
über die Einführung von Typenstellenplänen in den 

staatlichen Tierzuchtbetrieben.
Vom 21. November 1955

Zur Schaffung einer einheitlichen Struktur und einer 
besseren Basis für die ökonomische Festigung der staat­
lichen Tierzuchtbetriebe wird auf Grund des § 3 der 
Verordnung vom 28. Mai 1953 über die Regelung des 
Stellenplanwesens (GBl. S. 796) im Einvernehmen mit 
dem Ministerium für Land- und Forstwirtschaft und 
dem Ministerium der Finanzen folgendes angeordnet:
1. Für die staatlichen Tierzuchtbetriebe wurden von 

der Staatlichen Stellenplankommission Typen- 
stellenplärte bestätigt und über die Räte der Be­
zirke — Abteilung Landwirtschaft — den Räten der 
Kreise zugeleitet.

2. Diese Typenstellenpläne sind die von der Staat­
lichen Stellenplankommission 'bestätigten verbind­
lichen Prinzipien für die Erarbeitung betrieblicher 
Stellenpläne für die einzelnen staatlichen Tierzucht­
betriebe.
Die darin ausgewiesenen Planstellen und Ver­
gütungsgruppen sind Höchstwerte und dürfen nicht 
überschritten werden.

3. Die staatlichen Tierzuchtbetriebe haben auf der 
Grundlage der für sie zutreffenden Type einen 
Stellenplan mit Mittelberechnung in dreifacher 
Ausfertigung auszuarbeiten und über die zuständi­
gen Räte der Kreise den Räten der Bezirke — Ab­
teilung Landwirtschaft — zur Bestätigung einzu­
reichen.

4. Die Bezahlung erfolgt auf der Grundlage der An­
lagen zur Direktive des BKV 1955 für die volks­
eigenen Güter (Deutsche Demokratische Republik) 
ohne Kategorieneinstufung.

5. Die Räte der Bezirke — Abteilung Landwirtschaft — 
bestätigen auf der Grundlage der bestätigten 
Typenstellenpläne die betrieblichen Stellenpläne.

6. Die Betriebsleiter der staatlichen Tierzuchtbetriebe 
sind verpflichtet, innerhalb von 14 Tagen nach Be­
stätigung ihres Stellenplanes durch den Rat des Be­
zirkes, diesen den zuständigen Inspektionen für die 
Registrierung und Kontrolle der bestätigten Stellen­
pläne bei den Räten der Kreise zur Registrierung 
vorzulegen.

7. In den staatlichen Tierzuchtbetrieben ist auf Grund 
der Ersten Durchführungsbestimmung vom 9. Sep­
tember 1954 zur Verordnung über die Festigung der 
Stellenplandisziplin in den staatlichen Organen 
(GBl. S. 791) eine Stellenplanüberwachungsliste zu 
führen.

8. Nähere Richtlinien zur Einführung der Typen­
stellenpläne regelt die Direktive, die den Räten der 
Bezirke — Abteilung Landwirtschaft — im Einver­
nehmen mit dem Ministerium für Land- und Forst­
wirtschaft durch die Staatliche Stellenplankommis­
sion zugegangen ist,

Berlin, den 21. November 1955
Staatliche Stellenplankommission

G e i ß
Stellvertreter des Vorsitzenden 

Anordnung
über die Zusammenlegung von zwei Betrieben der 

chemischen Industrie.

Vom 18. November 1955
Im Einvernehmen mit der Staatlichen Plankommis­

sion und dem Ministerium der Finanzen wird folgen­
des angeordnet:

§ 1
Der VEB Aetherea, Leipzig, und der VEB Schimmel, 

Miltitz, sind mit Wirkung vom 1, Januar 1956 zusam­
menzulegen.

§ 2
(1) Zu diesem Zweck ist der VEB Aetherea zum 

31. Dezember 1955 als juristische Person aufzulösen.
(2) Die bisher von dem nach Abs, 1 aufgelösten 

Betrieb verwalteten Vermögenswerte gehen ab 1. Ja­
nuar 1956 in die Rechtsträgerschaft des VEB Schimmel 
über, der auch in bezug auf Forderungen und Ver­
bindlichkeiten Rechtsnachfolger des aufgelösten Be­
triebes ist.

§ 3
Dem VEB Schimmel wird mit Wirkung vom 1. Ja­

nuar 1956 der Name VEB Chemische Fabrik Miltitz 
verliehen.

§ 4
Der VEB Chemische Fabrik Miltitz hat die Abschluß­

bilanz des aufgelösten Betriebes zum 31. Dezember 
1955 aufzustellen.


